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D er medienwirksame Ruf, die
Schweiz solle den Islam aner-
kennen, geisterte in jüngerer

Vergangenheit immer wieder durch den
Blätterwald. So auch im vergangenen
Herbst, als SP-Präsident Christian Lev-
rat forderte, man müsse prüfen, «ob wir
den Islam als offizielle Religion anerken-
nen wollen». Auch die Zürcher Justizdi-
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In der Schweiz werden einige Glaubensge-
meinschaften in rechtlicher Hinsicht

bevorzugt behandelt. Nun fordern
Politiker immer wieder, dass auch der

Islam Landeskirche werde. Doch geht
das überhaupt? von Erik Brühlmann

Islamische
Landeskirche?
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rektorin Jacqueline Fehr machte sich für
ein solches Vorgehen stark. Medial be-
arbeitet, entsteht in dem in Islamfragen
derzeit aufgeheizten Volksgemüt schnell
einmal eine schwarz-weisse Pro-und-
Contra-Situation: die Weltoffenen, Multi-
kulturellen gegen die Ewiggestrigen,
Stockkonservativen. Kaum jemand be-
merkt beim lautstarken Bellen, dass die
Forderung «Die Schweiz soll den Islam
anerkennen» viel zu kurz greift und in-
haltlich nicht korrekt ist.

Die Schweiz soll ...
Geht es um Fragen der Anerkennung

von Religionen, ist «die Schweiz» die fal-
sche Ansprechpartnerin. «Die Anerken-
nungsfrage stellt keine Bun-
des-, sondern eine
Kantonsangele-
genheit dar»,
sagt Quirin
Weber. Der
Jurist und
Theologe ist
ehemaliger
Dozent für
Religionsver-
fassungsrecht
an der Universi-
tät Luzern und
heute freier Mitarbei-
ter am Lehrstuhl für Staatskirchenrecht
und Kirchenrecht an der Universität Lu-
zern. Zusammen mit dem Kirchenrecht-
ler Adrian Loretan und dem Völker-
rechtler Alexander Morawa verfasste er
2014 im Auftrag zweier grosser Islam-
organisationen ein Rechtsgutachten
über die öffentlich-rechtliche Anerken-
nung weiterer Religionsgemeinschaften
in der Schweiz. Ausgangspunkt jeglicher
religionsrechtlichen Gestaltung, so der
Jurist, ist das Grundrecht der Religions-
freiheit. Nach schweizerischem Rechts-
verständnis leitet sich die religiös-weltan-
schauliche Neutralität des Staats daraus
ab. Er darf somit nicht in die religiösen,
weltanschaulichen und ethischen Über-
zeugungen der Menschen eingreifen.
Allerdings muss der Staat dafür sorgen,
dass die Religionen ihre zivilgesell-
schaftlich relevanten Aktivitäten aus-
üben können. So sind nach schweizeri-
scher Rechtsordnung die Kantone befugt,
im Rahmen ihres Gestaltungsspielraums
aktive Religionspolitik zu betreiben. Sie
müssen eine religiöse Vielfalt ermögli-

chen und können religiöse Gemein-
schaften auszeichnen, die seelsorgerli-
che, ethische und soziale Dienste für die
Menschen anbieten.

... den Islam ...
Die Kantone werden den Islam als sol-

chen nicht anerkennen – ebenso wenig,
wie sie das Christentum als solches an-
erkennen. Denn anerkannt werden
höchstens «Religionsgemeinschaften»,
nicht «Religionen». Die Kantone erken-
nen nur wenige, in den allermeisten Fäl-
len christliche Religionsgemeinschaften,
an: die katholische Kirche, die evange-
lisch-reformierten Kirchen und in eini-
gen Kantonen die christkatholische Kir-
che. In einigen wenigen Kantonen sind

auch jüdische Gemeinden, zumindest
eingeschränkt, anerkannt. Es kann

also nur darum gehen, islami-
sche Glaubensgemeinschaften

anzuerkennen. Und hier liegt
eines von vielen Problemen:
«In unserem Gutachten hiel-
ten wir fest, dass der Islam in
der Schweiz stark fragmen-

tiert ist», sagt Quirin Weber.
Deshalb versuchten die islami-

schen Grossverbände auch, sich
sowohl national als auch kantonal

einheitlicher zu organisieren, «um als
repräsentativer Partner seitens der staat-
lichen Behörden wahrgenommen und
behandelt zu werden».

... anerkennen
Anerkennt ein Kanton eine Glaubens-

gemeinschaft, verleiht er ihr den Status
einer öffentlich-rechtlichen Körper-
schaft. In der Regel wird diese Körper-
schaft Landeskirche genannt; streng
genommen ist dies aber nicht in allen
Kantonen korrekt. Durch die Anerken-
nung erhält die jeweilige Gemeinschaft
einige Rechte, sie darf zum Beispiel Steu-
ern erheben und in einer beschränkten
Kooperation mit den Behörden eine öf-
fentliche Rolle einnehmen. Sie erhält
zudem erleichterten Zugang zu öffentli-
chen Einrichtungen wie Schulen, Spitä-
lern und Gefängnissen, wo sie ihre seel-
sorgerische und Lehrtätigkeit ausüben
darf. Im Gegenzug verpflichten sich die
anerkannten Glaubensgemeinschaften
zu einer demokratischen Organisations-
form, zur Einhaltung der Rechtsstaat-
lichkeit, zur Anerkennung der Religi-

onsfreiheit und zur finanziellen Trans-
parenz. In einigen Kantonen existiert
zudem eine «Light-Variante» der Aner-
kennung, bei der die Glaubensgemein-
schaften zwar privatrechtlich organisiert
bleiben, jedoch im Auftrag der Kantone
bestimmte Leistungen erbringen kön-
nen. Beispiele für eine solche öffentliche

– aber eben nicht öffentlich-rechtliche –
Anerkennung sind die Israelitische Cul-
tusgemeinde und die Jüdische Liberale
Gemeinde im Kanton Zürich.

Neue Landeskirchen?
Grundsätzlich ist es rechtlich möglich,

dass Kantone neuen Glaubensgemein-
schaften den Status von Landeskirchen
verleihen, wenn sie einige Auflagen er-
füllen. Zum Beispiel müssen sie auf ei-
nen dauerhaften Bestand ausgerichtet
sein, über eine Mindestbestandszeit ver-
fügen, eine gewisse Anzahl an Mitglie-
dern haben und einiges mehr. «Ein
Rechtsanspruch auf eine einfache oder
eine öffentlich-rechtliche Anerkennung
besteht jedoch nicht», betont Quirin We-
ber. Es fällt auch auf,
dass absolute
Zahlen für
die genann-
ten Anfor-
derungen
schwer zu
finden
oder zu
eruieren
sind. «Man
möchte sich
in dieser Hin-
sicht nicht festna-
geln lassen», sagt Quirin Weber. Denn
ob die vom Bundesamt für Statistik ge-
nannten rund 1500 Urner Reformierten
die Anforderungen an eine Mindestan-
zahl erfüllen, ist zumindest zweifelhaft.

Islamische Landeskirchen?
Auch wenn, wie Quirin Weber konsta-

tiert, islamische Glaubensgemeinschaf-
ten in der Zivilgesellschaft eine zuneh-
mend wichtige Rolle spielen, sei der Weg
bis zur öffentlich-rechtlichen Anerken-
nung auch im günstigsten Fall ein sehr
langwieriger Prozess. So zeigten Pilot-
versuche mit islamischem Religionsun-
terricht deutlich, dass die Fragmentie-
rung des Islams in der Schweiz einer
Entwicklung von kohärenten Lehrplä-
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nen im Weg steht.
Auch die Frage

der Repräsen-
t a t ion ge -

g e n ü b e r
den Kan-
tonen sei
noch un-

gelöst.

Die
chro-
nolo-
gisch
letzte
Hürde
dürfte zumin-
dest zum jetzigen
Zeitpunkt schliesslich auch eine der
höchsten sein: In letzter Konsequenz
wären es nämlich wohl die Stimmbürger
in den einzelnen Kantonen, die über eine

islamische «Landeskirche» befinden
würden. Und diese wären, wie eine Um-
frage der «Sonntags-Zeitung» und von
«Le Matin Dimanche» vom vergangenen
Jahr zeigte, momentan kaum bereit, ein
Ja in die Urnen zu legen – auch weil über
80 Prozent der Befragten der Meinung
sind, dass die Schweizer Identität weit-
gehend christlich geprägt sei.

Ende des Bevorzugungsmodells?
Unter anderem weil die Mitglieder-
zahlen bei den öffentlich-rechtlich

anerkannten Landeskirchen
schwinden, während gleichzeitig
die Mitgliederzahlen von Freikir-
chen, nichtchristlichen Religio-
nen und nicht zuletzt der Anteil

der Konfessionslosen steigen, sieht
Quirin Weber das heutige System

der Landeskirchen unter Druck: «Ich
glaube nicht, dass eine privilegierte Po-
sition in Form der heutigen Landeskir-
chen ewig Bestand haben wird.» Ähn-
lich sehen es auch Jörg Stolz und Edmée
Ballif inihrerbeiderErscheinungaufsehen-
erregenden Untersuchung «Die Zukunft

der Refor-
mierten»:
«Je höher
der An-
teil der
Kon-
fessi-
onslo-
sen und
Mitglie-
der nicht-
christlicher
Religionen oder
christlicher Freikir-
chen, desto geringer die Legitimität der
öffentlich-rechtlich anerkannten Kir-
chen, um Dienste ‹für alle› anzubieten.»
Quirin Weber weist auf einen jüngst er-
schienenen rechtswissenschaftlichen
Beitrag hin, der im Konzept der bevor-
zugten Behandlung einiger weniger
Glaubensgemeinschaften ein grund-
rechtliches Problem sieht. Ob, wann und
wie weit die Privilegien der Landeskir-
chen tatsächlich reduziert oder langfris-
tig gar abgeschafften werden, sei jedoch
derzeit nicht abzuschätzen. ■
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Öffentlich-rechtlich anerkannte Glaubens-
gemeinschaften in der Schweiz

kath.
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christkath.

israel.-jüd.
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*

* In Basel-Stadt nur öffentlich anerkannte
Glaubensgemeinschaften: Aleviten, Chris-
tengemeinschaft, Neuapostolische Kirche
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